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dadurch eine subversive Ver-
schworenheit zwischen Autor
und Leser: gemachte Erfahrun-
gen, all die durchlittenen Entsetz-
lichkeiten, auch all die haarstriu-
benden und komischen Banaliti-
ten — und genau die — sind des
Berichtens wert, sind unver-
gleichlich; unvergleichlich sind
wir! Solche Literatur ldsst nichts
hinter sich, weder das Burgholzli
noch diese Stadt da, Ziirich, in ih-

rer Kilte, noch die teure Luxus-
klinik zum Beispiel am Ziirich-
berg, noch die Phantasmen in
den Seelen und die Figuren und
Ausgeburten, die eine Schreib-
fantasie daraus entstehen lasst.

Das genau ist ihre Stidrke. Dass
sie von all dem Bericht erstattet,
indem sie den Leser in einer rabi-
at offenen Form hineinnimmt in
ein Stiick scharf gesehener, un-

Bericht iiber eine undurchsichtige Kommission

vergleichlich-eigener, genau da-
rum vergleichbarer Welt.

Der Ausgerissene — Ein Bericht
(1984), 268 Seiten, Fr. 27.—

Der Entfesselte — Ein Bericht aus
Ziirich (1986), 334 Seiten,
Fr. 28.—

Der Unvergleichliche — Fiinf Be-
richte vom Fremdsein und
Menschsein (1988), 236 Seiten,
Fr. 28.—

Eimme Schweiz ohne Technologiepolitik

Von Gérard Wettstein

Hat die Schweiz eine Technolo-
giepolitik? Es diirfte unbestritten
sein, dass mit der zunehmenden
Konkurrenz auf dem internatio-
nalen Markt die Technologiepoli-
tik eine zentrale Rolle einnimmt.
Technologiepolitik soll hier defi-
niert werden als «Mittel, wie der
Staat, allenfalls in Zusammenar-
beit mit Privaten, die technologi-
sche Forschung und Entwicklung
fordert». Aus sozialdemokrati-
scher Sicht stellt sich sofort die
Frage nach einer staatlichen Len-
kung der technologischen Ent-
wicklung: Jedoch, lisst sich Tech-
nologie iiberhaupt lenken, und
was fiir Kriterien liessen sich al-
lenfalls denken?

Bevor wir uns den normativen
Betrachtungen zuwenden, soll
Zundchst die  schweizerische
Technologiepolitik kurz beleuch-
tet werden. Der Bund verfiigt bis
heute iiber kein adéiquates Mittel,
um die Forschung und Entwick-
lng grundlegend zu beeinflus-
%n. Wohl gibt es den Schweizeri-
Shen Nationalfonds, der iiber
tin Budget von rund 200 Millio-
en Franken verfiigt, und die
KOr|r1missi0n fiir Wissenschaft
Und Forschung (KWF) mit einem
fund 30-Millionen-Franken-
Budget (1988). Daneben sind
Moch andere Instrumentarien zu

nennen wie etwa das «Centre
Suisse d’Electricité et de Micro-
technique S.A.» (CSEM) in Neu-
enburg, an dem der Bund finan-
ziell beteiligt ist. Die Mikrotech-
nik ist fiir die Schweiz von beson-
derer Bedeutung, werden doch
21 Prozent der schweizerischen
Exporte durch die Mikrotechnik-
industrie erbracht.

Alle diese und andere Institute
und Gremien kOnnen nur eine
partielle Politik betreiben. An-
hand der KWF soll gezeigt wer-
den, wie undurchsichtig und frag-
wiirdig die bestehenden staatli-
chen Einflussmoglichkeiten sind.
Im Jahre 1988 wurden nach
Schitzungen fiir Forschung und
Entwicklung total rund 7 Milliar-
den Franken (ohne ETH und
Universitidten) ausgegeben. Nach
Branchen betrachtet fallen 45
Prozent der Gelder auf die Che-
mie und 47 Prozent auf die Elek-
tro-, Maschinen- und Metall-
branche. Es zeigt sich also, dass
rund 92 Prozent des Gesamtauf-
wandes auf nur vier Branchen fal-
len, ein Faktum, das eine der vie-
len Fragen aufwirft: Wie ist diese
massive Konzentration zu erkli-
ren? Warum werden andere
Branchen wie Bautechnik (und
die damit zusammenhingenden
neuen Isolationstechniken und

Materialien) und Uhren so ver-
nachléssigt? Und vor allem: Was
wird in all den (privaten) Labora-
torien der Chemie geforscht? Wie
stark ist die universitire For-
schung (vor allem auf dem Gebiet
der Biologie, Chemie, Physik,
aber auch der Soziologie) mit
dem Militdrapparat liiert?

Was die Herkunft der Gelder an-
belangt, so mag es doch erstau-
nen, dass sage und schreibe 98
Prozent des Gesamtaufwandes
fir Forschung und Entwicklung
von der Privatwirtschaft getitigt
werden, dem Staat bleiben die
kilmmerlichen 2 Prozent iibrig.
Tatsdchlich kann hier der Bund
kaum mit einer massiven Auf-
stockung der Gelder auftreten.
Was bleibt, ist die bescheidene
Forderung, dass dort, wo der
Staat iiber die Zuteilung von Gel-
dern tatséichlich mitentscheiden
kann, klare und zukunftsweisen-
de Priorititen gesetzt werden.
Dass dieses Postulat bis heute
Wunschdenken bleibt, zeigt das
Beispiel der KWF.

Die KWF ist historisch aufgrund
von Notrecht gewachsen. 1942
erhielt der Bund die Kompetenz,
zur Unterstiitzung der wissen-
schaftlichen Forschung an Hoch-
schulen und in der Privatwirt-
schaft Bundesgelder auszuspre-
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Aufruf fur
Al Forno

Al Forno, das Ferien- und
Bildungszentrum in Pila ob
Intragna (Centovalli), ist seit
Jahrzehnten ein Ort, wo sich
Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten treffen, Fe-
rien machen oder ein paar
Ruhetage einschalten. Die
Ubernachtungspreise sind be-
scheiden. Die Giste besorgen
die Kiiche selber. Al Forno
soll in Zukunft vermehrt fir
mehrtigige Bildungskurse
und Sektionswochenende ver-
mietet werden. Im Verlaufe
der letzten Jahre mussten die
alten Tessiner Steinhduser re-
noviert werden, was mit gros-
sen Kosten verbunden war.
Ein solcher Ferien- und Bil-
dungsort kann deshalb nicht
einfach selbsttragend sein.
Der Verein Al Forno ist des-
halb gezwungen, das jahrliche
Defizit durch Spenden und
Forderbeitrdage zu decken.

Da uns die Erhaltung von Al
Forno als SP-Ferienzentrum
ein grosses Anliegen ist,
mochten wir alle SP-Sektio-
nen aufrufen, Al Forno durch
einen einmaligen oder jihrli-
chen Forderbeitrag finanziell
zu unterstiitzen.

André Daguet;
Zentralsekretidr SPS

chen. 1947 erhielt die KWF die
verfassungsmissige ~ Grundlage
(Art. 31quinquies BV), 1954 ver-
abschiedeten die eidgendssischen
Rite das Bundesgesetz iiber die
Vorbereitung der Krisenbekimp-
fung und Arbeitsbeschaffung.
Seit 1982 regelt die Verordnung
iiber die Forderung der praxis-
orientierten Forschung und Ent-
wicklung die Aufgaben der KWF.
Die dem EDV unterstellte Kom-
mission besteht aus 13 in der In-
dustrie tdtigen Fachleuten und
Hochschuldozenten mit Indu-
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strieerfahrung. Der Direktor des
Bundesamtes fiir Konjunkturfra-
gen figuriert als Président, vier
Angehorige der Bundesverwal-
tung als Beisitzer. Die KWF kann
als eine wichtige Scharnierstelle
zwischen Wissenschaft und Indu-
strie betrachtet werden. Sie ent-
scheidet iiber Gesuche, die von
Wissenschafts- und Industrie-
partnern ausgearbeitet werden.
Die Industrie hat sich mit minde-
stens 50 Prozent an den Projekt-
kosten zu beteiligen, wobei eine
Finanzierung «von A bis Z» (das
heisst von der Entwicklung bis
zum Prototyp) ausser Betracht
fillt. Laut Verordnung sollen be-
sonders kleine und mittlere Be-
triebe beriicksichtigt werden.
1987 gingen bei der Kommission
fiir Wissenschaft und Forschung
120 Gesuche ein, der Bund ging
auf Verpflichtungen von rund 25
Millionen ein. Nach Branchen-
aufteilung fillt wiederum auf,
dass die vier eingangs erwdhnten
Industriezweige (Maschinen,
Metall, Elektro, Chemie) wieder-
um einsam an der Spitze der ge-
nehmigten Projekte stehen (mit
einem 75prozentigen Anteil). Fiir
den Bereich Okologie wurden
ganze vier (!) Projekte beriicksich-
tigt, die hiezu bewilligte Summe
betrug 621 000 Franken, das sind
nicht einmal 4 Prozent des KWF-
Budgets!

Die Struktur und Arbeitsweise
der KWF werfen verschiedene
Fragen auf. Zum einen werden
die  empirisch-politologischen
Beobachtungen von R. Germann
(«Ausserparlamentarische Kom-
missionen — die Milizverwaltung
des Bundes») vollumfinglich be-
stitigt. Die Linke ist vollkommen
untervertreten, die einflussrei-
chen «Mulitexperten» sind auch
bei der KWF dominant — siehe
als Beispiel die schillernde Figur
eines Professor Aurelio Cerletti,
der nicht «num Direktor der San-
doz AG ist, sondern in zahlrei-
chen Gremien und Kommissio-
nen Einsitz hat. Vollig unklar
sind auch die Beurteilungskrite-
rien, nach denen die KWF die

eingehenden Gesuche bearbeitet.
Empirische Untersuchungen
iber die Effektivitit der von der
KWEF unterstiitzten Projekte sind
nicht vorhanden. An dieser Stelle
sei wieder an das Postulat erin-
nert, wonach die proportionale
Beriicksichtigung von Parteien
nicht nur fiir irgendwelche unbe-
deutenden Kommissionen vorab
auf Gemeindeebene gilt — gewis-
se SP-Mitglieder kdnnen sich ob
vollig ldcherlichen Anspriichen
auf unbedeutende Vertretungen
(so in Stimmausschiissen) ergot-
zen, derweil in geradezu hochpo-
litischen Gremien und Institutio-
nen (Chefbeamte: SP-Anteil 3
Prozent, Universititsdozenten,
Botschafterposten: nach meinen
Informationen ein einziger SP-
Botschafter usw.) die Sozialde-
mokratie kaum bis gar nicht ver-
treten ist.

Die KWF hitte mit ihrem be-
scheidenen Budget die Maglich-
keit, wenigstens ansatzweise We-
ge fiir eine «andere» Forschung
aufzuzeigen. Gerade auf dem Ge-
biet der Okologie, der Bautech-
nik und der Energie usw. sind un-
geahnt grosse Nachholbediirfnis-
se vorhanden, die sich auch wirt-
schaftlich auszahlen wiirden. Of-
fenbar haben es auch hier langfri
stige Interessen schwieriger, sich
Gehor zu verschaffen.

Parallel zu einer schweizerischen
Glasnost- und Perestroika-Politk .
(nicht nur in Sachen Projektun-
terstiitzungen, Kommissionszt-
sammensetzungen usw.) wire el
ne erneute Priifung einer Innova-
tionsrisikogarantie (IRG) fiir Kler
ne und mittlere Betriebe ins Auge
zu fassen. Gerade das Fehlen von
Risikokapital ist fiir ein kleines
Unternehmen ein schier unlosba-
res Problem, vor allem wenn &
auf Gebiete vorstossen will, di¢
Neuland sind. Potentielle Geld
geber schrecken davor zuriick
Hier kénnte eine IRG sinnvoll It
die Liicke springen und innovatr
ve Kopfe unterstiitzen. Bedi™
gung wire unter anderem €
Projekt, das dkologischen Anfor
derungen geniigt. Ein entspr



chender «Okobonus»  kdnnte
beispielsweise  steuerliche Er-
leichterungen bringen. Das hiitte
wweifelsohne anspornenden Cha-
rakter. Dazu kommt, dass kleine
und mittlere Betriebe flexibler
und meistens auch innovativer als
biirokratische =~ Grossunterneh-
men arbeiten. Diese finden Ge-
fallen am Status quo, da Innova-
tionen ganze Mirkte in Bewe-
gung bringen konnen; damit tun
sich  die Grossen oftmals
schwer...

Fazit: Die Schweiz braucht eine
aktive Technologiepolitik, die zu-
kunftsorientiert handelt und die
«Alternativforschung» auf allen
Gebieten fordert. Wer nicht ideo-
logische Bretter vor dem Kopf
hat, weiss schon lange, dass bei-
spielsweise Atomenergie ecine
«Dinosauriertechnik» (H. Huba-
cher) ist. Warum sind da nicht
lingstens die entsprechenden
Gelder umverteilt worden? Wer
hat da handfeste Interessen, dass
weiterhin an dieser perspektivlo-
sén und hochst gefdhrlichen
Technik geforscht wird? Die
Atomtechnologie verschlang bis-
her allein in der Schweiz minde-
Stens 3,5 Milliarden Franken,
Woran die Privatwirtschaft licher-

liche 100 Millionen Franken bei-
steuerte. Das Motto lautet: Der
Staat stellt die Steuergelder zur
Verfligung, und wir kassieren.
Das wire ja nicht neu...

Zum Schluss ein utopischer Ge-
danke: Sollte der Staat nicht eine
Art «Gegenforschung» zur beste-
henden «offiziellen» Forschung
betreiben? Grundsitzliche Skep-
sis gegeniiber der (privaten) For-
schung ist wohl angebracht (Che-
mie, Gentechnologie, Biologie
usw.). Kann eine an kapitalisti-
scher Gewinnmaximierung
orientierte Industrie so etwas wie
ein «Allgemeinwohl» verfolgen?
Ich denke, eine staatlich forcierte
Forschung mit kritischen Wissen-
schaftern ist wiinschenswert, ja
dringend geboten. Die Wissen-
schaft ist ein zu ernstes Gebiet,
um sie den alleinigen Interessen
der Wirtschaft zu iiberlassen. Ei-
ne Technologiepolitik muss Prio-
rititen setzen und dort eingrei-
fen, wo die Wiirde des Men-
schen, ja der Natur iiberhaupt
verletzt wird. Hier endet jegliche
Forschungsfreiheit. Diese darf
nicht dazu missbraucht werden,
um handfeste politische Interes-
sen durchzusetzten. Oder mit
Max Frisch: Wann hat die Tech-

nologie = begonnen,  unsere
menschliche Existenz nicht mehr
zu erleichtern, sondern eine aus-
ser-menschliche Herrschaft tiber
uns zu errichten und die Natur,
die sich unterwirft, uns zu ent-
wenden? Ob die Schweiz Waffen-
systeme oder Kldranlagen expor-
tiert, ist eine politische Grund-
satzentscheidung. Ich meine, hier
hat der Staat, das heisst die Ge-
sellschaft und nicht die Wirt-
schaft, das letzte Wort.

Literatur

Hug, Peter, Geschichte der
Atomtechnologie- Entwicklung in
der Schweiz, Bern 1987.

Div. Jahresberichte.

Botschaft iiber die Finanzierung
der praxisorientierten Forschung
und Entwicklung in den Jahren
1986-91 vom 4. Mirz 1985.
Hdnsenberger, Urs, Zum «un-
gleichseitigen Dreieck» Staat—
Industrie—-Wissenschaft in der
Schweiz, Diss. Bern 1983.

Die Volkswirtschaft, 2/89.
Friedenszeiten 74/87.
Lafontaine, Oskar, Der andere
Fortschritt, 1985.

27



	Bericht über eine undurchsichtige Kommission : eine Schweiz ohne Technologiepolitik

